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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz ersucht den federführenden 
Ausschuss für konstitutionelle Fragen, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag 
zu übernehmen:

1. stellt fest, dass nach dem Vertrag von Lissabon die Politiken in den Bereichen 
Binnenmarkt, Verbraucherschutz und Zollunion unverändert im 
Mitentscheidungsverfahren verankert bleiben, nunmehr umbenannt in 'ordentliches 
Gesetzgebungsverfahren'; unterstreicht das stärkere Mitspracherecht des Europäischen 
Parlaments durch die Einführung des oben erwähnten Verfahrens bei einigen 
Bestimmungen; 

2. befürwortet den Vertrag von Lissabon von ganzem Herzen und nimmt insbesondere 
Kenntnis von:

 der Zielsetzung der Herstellung eines Binnenmarktes in Verbindung mit horizontalen 
Elementen wie einer nachhaltigen Entwicklung, einer "in hohem Maße 
wettbewerbsfähige(n) soziale(n) Marktwirtschaft, die auf Vollbeschäftigung und 
sozialen Fortschritt abzielt", sowie des Umweltschutzes und der Verbesserung der 
Umweltqualität,

 dem Protokoll über den Binnenmarkt und den Wettbewerb, wobei es diesbezüglich 
bekräftigt, dass die Wettbewerbspolitik zwar ein notwendiges Instrument für das 
Funktionieren des Binnenmarktes ist, jedoch keinen Selbstzweck darstellt,

 der Tatsache, dass Binnenmarkt, wirtschaftlicher, sozialer und territorialer 
Zusammenhalt, Verbraucherschutz und gemeinsame Sicherheitsanliegen im Bereich 
der öffentlichen Gesundheit als die gleichberechtigten Hauptbereiche genannt werden, 
in denen die Union und die Mitgliedstaaten eine geteilte Zuständigkeit haben,

 der Aufforderung an die Mitgliedstaaten, sich anzustrengen, um eine weitgehende 
Liberalisierung von Dienstleistungen zu erreichen, sofern ihre wirtschaftliche 
Gesamtlage und die betroffenen Wirtschaftszweige dies erlauben,

 der Rechtsetzungskompetenz des Europäischen Parlaments und des Rates für 
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse, insbesondere unter 
Berücksichtigung ihrer Bedeutung bei der Förderung des sozialen und territorialen 
Zusammenhalts, hebt den Ermessensspielraum hervor, der nach dem Protokoll über 
Dienste von allgemeinem Interesse den nationalen, regionalen und lokalen Behörden 
zukommt,

 der Stärkung und präziseren Definition des  Subsidiaritätsprinzips sowie der 
Einbeziehung der nationalen Parlamente in den Rechtsetzungsprozess gemäß dem 
Protokoll über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der 
Verhältnismäßigkeit sowie dem Protokoll über die Rolle der nationalen Parlamente in 
der Europäischen Union;
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3. unterstreicht ferner die Bedeutung des Verbraucherschutzes als Querschnittsaufgabe bei 
der Festlegung und Durchführung der anderen Unionspolitiken;

 4. hebt hervor, dass die Europäische Union die ausschließliche Zuständigkeit im Bereich der 
Zollunion besitzt; unterstreicht die Rechtsetzungskompetenz des Europäischen 
Parlaments und des Rates für Maßnahmen zum Ausbau der Zusammenarbeit im 
Zollwesen; 

5. stellt fest, dass von der Subsidiaritätskontrolle durch die nationalen Parlamente ab 1. 
Januar 2009 eventuell Berichte im Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz 
betroffen sind, bei denen die erste Lesung nicht bis zum Ende des Jahres 2008 
abgeschlossen werden könnte1. 

1 Dies könnte aus heutiger Sicht die Richtlinienvorschläge zu Ausschreibungen und zur Verbringung im 
Verteidigungsbereich (KOM(2007)0766 und KOM(2007)0765) sowie über die Sicherheit von Spielzeug 
(KOM(2008)0009) betreffen. 
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